oſener Zeitung. 


Inland. 
Im Verfolge Meiner an das Staatsminiſterium gerichteten Ordre vom 10. 
d. M. beſtimme Ich hierdurch auf Ihren Bericht vom 24. v. M., daß die wegen 
Penſiontrung der Offiziere und der Militair⸗Beamten des ſtehenden Heeres beſte⸗ 
henden Vorſchriften vorläufig zwar beibehalten werden follen, jedoch der Normals 
betraß von 4000 Thlr. als Maximum desjenigen Dienſteinkommens, welches mit 
dem Rechte des künftigen Peuſions-Anſpruches im Militairdienſte bezogen werden 
kann, anzunehmen, und demgemäß der bisherige höchfte Penſionsſaz von 6000 
Thlr. auf 3000 Thlr. jährlich zu ermäßigen iſt. Sausſouci, den 27. Juni 1848. 
(gez.) Friedrich Wilhelm. (contraf) Freiherr Roth v. Schreckenſtein. 
An den Kriegs⸗Miniſter Generallieutenant Freiherrn Roth v. Schreckenſtein. 
- Berlin, den 8. Juli. Se. Majefät der König haben Allergnädigſt geruht: 
en Gaurath Henz und den Affeflor bei der techniſchen Deputation für Gewerbe, 
Nottebohm, beide zu Berlin, zu Regierungs- und Bauräthen, und den Land⸗ 
gerichts⸗Aſſeſſor Bolſſerée zu Köln zum Langerichts⸗Rath in Kleve zu ernennen. 


Se. Durchlaucht der Fürſt Alexander zu Sayn-Wi 
0 Wittgenſtein-Ber⸗ 
leburg iſt von Warſchan angekommen. 5 5 11255 x 


Bee N, DE 10. Juli. 
er Jubel, mit dem in ganz Oeſterreich und namentlich i ien die ſie⸗ 
ben Sendboten der Deutſchen National-Verſammlung ar we Ir 
freudige Empfang, den die geſammte Bevölkerung der Hauptſtadt den Abgeſand⸗ 
ten des Deutſchen Parlaments bereitet hat, läßt einen fehr befriedigenden Schluß 
auf das wahre, erſtarkte Rationalgefühl unſerer Oeſterreichiſchen Landsleute 
N und wenn man ganz befonders an der Donau ein Gewicht auf die 
abi des kaiſerlichen Erzherzogs zu legen ſcheint, wenn gerade in dieſem Um⸗ 


ſtande die dortige Bevölkeru ine i 
ı n 
blickt, ſo wollen wir dies ah dee 


g dies g gelten laſſen und uns der Hoffnung hingeben 
: die V durch ein kräftiges Wand mit dem Reiche e altern 

marken im mächtigen Gange unſeres nationalen Lebens gleichen Schritt hal⸗ 
ten, daß ſie ſich zur Forderung der Wohlfahrt der Geſammtheit gleich verpflich- 
tet erachten werden, daß fie jedes Sondergelüſt in ſich ſelbſt dann niederhalten 
wollen, wenn im Verlaufe der Zeiten Opfer von ihnen für das gemeinſame 
re gefordert werden ſollten. Je ſchwerer der Druck der Metternichſchen Ver⸗ 
waltung auf dem Lande gelaſtet dat, je jünger deſſen politiſche Freiheit und deſ⸗ 
ſen Anſchluß an die Deutſche Entwickelung iſt, in je höherem Maaße Schwie⸗ 
rigkeiten zu beſiegen und Gebrechen zu befeitigen find, um fo ruhmvoller wird 
— Oeſterreich die Erfaſſung und das Streben nach Verwirklichung der Auf⸗ 
gabe der Zeit ſein, um ſo ſchöner wird dieſer verloren gegebene Zweig Deutfch⸗ 


lands aufs Neue am i ü 

großen Baume des Vaterlands zu friſchem Leben erblü⸗ 

hen und es wird bekund N u. 2 Lahr 

mes allen 1 5 die geiſtige Kraft des öſterreichiſchen Stam⸗ 
dem 


geboten hat, und mir ven auch einer langjährig ſchlechten Verwaltung Trog 
ift, der zum Schaden Deukſchlands fo viele Jahre auf den and? 
ſchaften gelaſtet hat. 

Der Erzherzog Johann erndtet in der Ernennung zum Reichsverweſer 
den Lohn eines ſtreng ſittlichen prunkloſen Lebens, echt Deutſcher Geſinnung, 
Einfachheit und Biederkeit; in den Tyroler Bergen hatte er ſich der Wiener 
Hofluft entfremdet, und wenn er einmal in die erſtickende Atmoſphäre trat, war 
es, um mit Metternich, der ihm gram war, zu ſtreiten. Er haßte bitter deſſen 
ſchlaue, trügeriſche Politik und hatte ſich drum allen kaiſerlichen Verwandten, 
die der Kanzler in ſein Netz gefangen hatte, längſt entfremdet. Auf ſeinem Al⸗ 
penſchloß lebte er froh und frei, ein erprobter Freund der Bauern und Bürger, 
in glücklicher Ehe mit einem einfachen Landmädchen, weit und breit als Bieder⸗ 
mann gekannt. Nie machte er aus ſeiner wahren Geſinnung Hehl, und immer 
hatte er das Wohl des Geſammtvaterlands im Auge. Deutſchland wußte dies 
BL rechnete es ihm zum Guten an. Man rühmt an ihm einen hellen, klaren 
ni — * Verhältniſſe, entſchiedene Aufrichtigkeit und Gewiſſenhaſtigktit, we⸗ 
— als Schnelligkeit der Auffaſſung, mehr glückliche als wohlüberlegte 
—— on. Man ſieht, Gagern iſt zu feinem erſten Reichsminiſter wie 

Man mußte neugierig ſein, wie der Erzherzog ſein Verhältniß zur Wahl 
nes Riemen ws een würde. 8 die wide Stelle 

‚ ‚wozu, wie die Bundes⸗Verſammlung mir angezeigt 


hat, die Deutſchen Regierungen ihren Beifall gegeben haben,“ unbedi n 
Es war vorauszufegen, daß er die Bundes-Verſammlung nicht 9 
würde, eben ſo abſichtlich ſcheint er aber auch das Wort „Beifall“ und nicht 
Genehmigung oder Zuſtimmung gewählt zu haben, jedenfalls wollte er durch 
dieſe ſehr milde Bezeichnung jede Verletzung der Vertreter der National-Ver— 
ſammlung meiden und doch der Fürſten und des Conſenſes derſelben Erwähr 
nung thun. Heckſcher hatte früher bei Ueberreichung der Adreſſe und des 
Beſchluſſes der National-Verſammlung die bedeutungsvollen Worte geredet: 
„In dieſem Ew. Kaiſerlichen Hoheit ſo eben überreichten Geſetze findet ſich das 
große und andeutungsvolle Prinzip ausgeſprochen, daß das Deutſche Volk in 
1 8 National-Verſammlung geſetzlich vertreten, fortan und für a 
* nelle, der Urſprung der oberſten Central-Regierungs⸗Gewalt in eutſch⸗ 
Nati iſt. « Hat der Redner hier klar und entſchieden die Souver zinctät der 
OR durch das Parlament als oberſtes Prinzip aufgeſtellt, fo iſt der Folge⸗ 
lat erklarlich, „die Unverantwortlichkeit des Reichsverweſers, der daſſelbe Ge⸗ 
ſetz im Munde führt, bedeutet die Permanenz und Stabilität der oberſten 
Reichsgewalt,“ alfo die Stellung der Fürſten im demokratiſchen Staat im Be 
griff der Unverletzlichkeit. e 

Der neue Reichsverweſer hat große Pflichten und eine ſchwierige Stellun 

übernommen. Eine ſeiner erſten Aufgaben wird die Regelung der Verhältniſſe 


onen a 


Dienſtag den 11. Juli. 


zu den einzelnen Landesfürſten und der dieſe vertretenden Bundes-Verſamm⸗ 
lung bleiben. Dieſe hat durch einen Beſchluß der National⸗Verſammlung zu 
exiſtiren aufgehört, der Reichsverweſer wird dieſelbe alſo aufzulöſen haben oder 
der Bundestag wird ſein Mandat in die Hände des Erzherzogs legen. Noch 
immer find die gegenſeitigen Beziehungen der Fürſten und ihrer Vertretung 
zum Parlament nicht geordnet, bis jetzt iſt man glücklich allen Reibungen aus⸗ 
gewichen, aber es bleibt doch ein peinliches Gefühl der Unruhe und Unficherbeit, 
fo lange nicht jede Gelegenheit zu einem Conſlikt genommen iſt. Es iſt nicht 
zu leugnen, daß ein ſehr glücklicher Griff die Wahl auf den Erzherzog Johann 
geleitet hat; es ſteht dadurch eine Nachgiebigkeit der Fürſten um ſo eher zu er⸗ 
warten, und daß die National-Verſammlung Takt genug neben aller Ent» 
ſchiedenheit hat, hat ſie bewieſen. Gelingt es der Anſtrengung des Reichsver⸗ 
weſers und des Parlaments, alle Klippen zu vermeiden, behalten fle neben dem 
Prinzip der Souverainetät der Nation die Achtung und die Rückſicht gegen die 
einzelnen Landesgewalten, ſo darf man beruhigter in den Gang der Dinge 
ſchauen, ſo iſt die glückliche Durchführung des Verfaſſungswerkes in Ausſicht, 
und je entgegenkommender die Reichsverſammlung ſich zeigen wird, um ſo kräf⸗ 
tiger wird fie bei vereinzelter Renitenz die ganze Macht ihres Souverainetäts⸗ 
Rechts aufbieten, um ſo berechtigter wird der Reichsverweſer ſich als den Voll⸗ 
ſtrecker des Willens der Nation zeigen können, die einzig und allein ihn zu 
feiner hohen Stellung berufen hat. 
Wongrowiec, den 6. Juli. Auch hier fand am 30. v. M. eine Lehrers 
konferenz unter dem hieſigen Landrath ſtatt. Haben wir aus dem Schildberger 
Kreiſe von einem „bureaukratiſchen Zopf“ gehört, fo können wir im Gegentheil 
unſern Herrn Landrath als einen liberalen und freifinnigen Mann, der die An⸗ 
forderungen der Zeit wohl verſteht, bezeichnen. Mit Ruhe und Beſonnenheit 
leitete er die Diskuſſtonen, beleuchtete die von den Lehrern geſtellten Anträge 
nach allen Seiten hin und verfolgte die aus denſelben hervorgehenden Konſe⸗ 
quenzen. Um fo mehr befremdet es uns, daß er den Antrag des biefigen jüdi⸗ 
ſchen Lehrers, der dahin lautete: „An Simultanſchulen, welche von Kindern 
aller Konfeſſtonen befucht, mögen die Lehrer nach Verhältniß der in einer Stadt 
wohnenden Gemeinden aus allen Konfeſſtonen angeſtellt werden“, durchaus 
nicht berückſichtigen wollte. Früher wurde von einem Mitglied der Antrag ge⸗ 
ſtellt, daß alle Konfefftonsfhulen aufhören und wieder Simultanſchulen errich⸗ 
tet werden mögen, damit die Kinder aller Konfeſſtonen fich einander lieben ler⸗ 
nen, wodurch alles Vorurtheil gegen andere Religionsbrüder mit der Zeit völlig 
ſchwinden mußte, der einſtimmig angenommen wurde. Dieſer gerechke und bil⸗ 
lige Antrag des jüd. Lehrers ſcheint uns aber recht dazu geeignet zu ſein, dieſen 
edlen Zweck zu erreichen. — Zu bedauren haben wir auch die Haltung der Ver⸗ 
ſammlung, dem Herrn Landrath gegenüber. Nachdem derſelbe den Zweck der 
Zuſammenkunft in einer kurzen Anrede auseinander geſetzt hatte, forderte er die 
Lehrer auf ihre Anträge, die fie zu ftellen beabſichtigten, in einem zuſammenhän⸗ 
genden Vortrag zu motiviren. Dieſe ſchmeichelhafte Aufforderung brachte aber 
die größte Verlegenheit in die Verſammlung und Niemand wagte es Anfangs, 
das Wort zu ergreifen. Später verſuchten wohl Einige zu ſprechen, die aber 
ſo verdutzt waren, daß es ihnen nicht gelang, etwas Verſtändliches hervorzu⸗ 
u ſache dieſer 1 einung iſt keinesweges in dem 


e 3 FIT * Lehrer w 
die wohl dieſes Namens würdig ſind, ſondern die beſchränkte Im drückende 


Sphäre, in welcher dieſer „ehrenwerthe Stand“ bis jetzt gelebt hat, trägt leider 
N Er davon. Wir wollen ſehen, was die Zeit uns auch hierin bringen 
ird. — 

1 Rawicz, den 5. Juli. Geſtern Abend zwiſchen 9 und 10 Uhr machten 
die Züchtlinge der hieſigen Strafanſtalt, gegen 600 an der Zahl, einen Verſuch 
zum Ausbrechen. Die ſtehenden Poſten daſelbſt wurden dies bei Zeiten gewahr 
und die ſchnell herbeigeeilten übrigen Mannſchaften der Zuchthauswacht, vereint 
mit einigen der Aufſeher der Auſtalt, verhinderten das gewaltſame Aufſprengen 
der großen Hausthür des Hauptgebäudes, indem durch das in der Thür befind⸗ 
liche Loch einer der Gefangenen-Aufſeher, fein Gewehr anſchlug und fo den Anführer, 
einen ſehr gefährlichen Verbrecher, der es verſuchen wollte, das Gewehr am Bajo⸗ 
nett in das Innere des Flurs zu ziehen, niederſchoß. . 

Von der Zuchthauswacht wurde ſofort Allarm geblaſen und an den Hauptmann 
v. Dandelski die nöthige Meldung gemacht. — Derſelbe verfügte ſich ſofort 
auf die Hauptwacht und ließ die Tambours zur Aufnahme des Allarm⸗Signals 
rufen, beorderte den Pr. Lieut. Wocke mit der Mannſchaft der Hauptwacht nach 
der Strafauſtalt, wo dieſer ſogleich den innern Hoftaum beſetzte. Ein Neferver 
Corps, verbunden mit der Bürgerwehr, ſtellte ſich außerhalb der Mauern der An⸗ 
ſtalt auf. Inzwiſchen hatte der Pr. Lieut. Wocke durch mehrmaliges Feuerge⸗ 
ben auf die aus den Feuſtern und Dächern mit Dachziegeln, Webebäumen, Eiſen⸗ 
fangen se. werſenden Rebellen deren Rückzug erzwungen und die Geſangen-Auf⸗ 
ſeher erklärten ſich unn bereit, in Begleitung von Soldaten in das Innere des 
Hauptgebäudes zu dringen. Der Lieutenant Altmann mit elta 40 Mann, 
die allmählig auf 80 Mann verſtärkt wurden, drang in Secttousbreite in das 
Gebäude; die Rebellen zogen ſchnell in die obengelegenenen Schlafgemächer. Bei 
dem behulſam vorgenommenen etagenweiſen Abſuchen der Gemächer wurden noch 
2 der Züchtlinge verſteckt und der die Nachtwacht habende Aufſeher total zerſchla⸗ 
gen vorgefunden, an deſſen Wiederaufkommen bis jetzt von den Aerzten gezweifelt 
wird. — 8 

Nachdem die Rebellen bis in ihre Schlaffäle zurückgedrängt waren, zeigte es 
ſich, daß die eine Thüre des großen Schlafſaales mittelſt Durchſägen der Thuͤr⸗ 


pfosten gewaltſam aufgebrochen und die übrigen Gemächer durch Nachſchlüͤſſel 


geöffnet und theilweiſe geſprengt waren. — Später ſtellte ſich heraus, daß 


940 


außer dem oben erwähnten und von vorn herein erſchoſſeuen Anführer der Re⸗ 
bellen noch einem anderen in dem Augenblicke, wo er vom Dache herab, Zie⸗ 
gel warf, von einem der Soldaten der Arm durchſchoſſen worden und ein Zter 
einen Bajonettſtich ins Bein erhalten hat. — Außer einigen unbedeutenden Stein⸗ 
würfen hat das Militair keine Beſchädigung erhalten, und nachdem die Ruhe ge 
gen 1 Uhr wieder hergeſtellt war, wurde daſſelbe bis auf einen Unteroffizier und 
20 Mann, die zur Verſtärkung der Wache zurückblieben, entlaſſen. Dieſe Ver⸗ 
ſtärkung muß ſo lange ſtatthaben, bis die zerſprengten Thüren und Schlöſſer wie⸗ 
der reparirt find. 

Die Haltung und Tapferkeit der ganzen Mannſchaft und namentlich das 
ſchnelle Beiſammenſein war ſehr lobenswerth, und dürfte fie ſich dadurch die Ach⸗ 
tung und Liebe der hieſigen Bürgerſchaft in hohem Grade erworben haben, 


P Berlin, den 8. Juli. Die Regierung entwickelt große Energie, um 
Erſparungen im Staatshaushalt einzuführen durch Verringerung von 
Gehältern und namentlich von Penſtonen. Die ſchweren Penſtonen hoher Staats⸗ 
beamten find vielfach ein Stein des Anſtoßes geweſen. Ihn gänzlich hinweg⸗ 
zuräumen, möchte im Augenblick eine Sache der Unmöglichkeit fein. Es find 

die mannichfachſten Rückſichten hier und da zu nehmen. Um ſo mehr iſt es an⸗ 
zuerkennen, wenn die Regierung geradeaus geht und konſequent verfährt. Des 
ehemaligen Juſtizminiſters Uhden Penſton ift vom J. Juli an auf 1700 Thlr. 
jährlich feftgefegt. Der frühere auswärtige Minifter von Werther bezog bis⸗ 
her 18,000 Thlr. jährliche Penſton. Er erbot ſich nach dem Vorgange Müh⸗ 
lers 6000 Thlr. jährlich davon dem Staate zu erlaſſen, erklärte aber, dieß doch 
erſt vom 1. Januar 1849 zu thun, da ſeine häusliche Einrichtung dieß nicht 
füglich anders geſtatte. Die Regierung indeß erkannte darin noch nicht den pa⸗ 
triotiſchen Eifer des Herrn von Werther an, fondern erklärte ihm vielmehr, 
da er ſchon ſeit geraumer Zeit aus dem Staatsdienſte getreten ſei, ſo können 

85 die Verantwortung nicht auf ſich nehmen, ihm noch ferner ein ſo ſchweres 
SGchalt als Penſton auszuzahlen, und ſehe ſich daher genöthigt, ihn von jetzt an 
auf Wartegeld zu ſetzen und zwar mit 2000 Thlr. jährlich. — Das iſt allerdings 
an dem einen Manne eine Erſparniß von jährlich 16,000 Thlr.! 

Es erſcheint übrigens dieſes Erſparungsſyſtem um ſo nothwendiger, als 
bei der gegenwärtig noch allgemein üblichen vierteljährlichen Gehaltserhebung 
durch ſchnellen Miniſterwechſel ſtarke Ausfälle eintreten. So hatte für das erſte 
Vierteljahr 1818 der Miniſter odelſchwin h natürlich fein volles Gehalt be⸗ 
zogen, da aber Auerswald noch während deſſelben Vierteljahrs eintrat, bezog 
auch er das volle Gehalt für dieſelbe Zeit. Im zweiten Vierteljahr wiederholte 
10 derſelbe Fall mit Auerswald und ſeinem jetzigen Nachfolger. Die Ver⸗ 
hältniſſe ſind noch nicht geregelt. a 

Eben fo ſcheint noch keine durchgreifende Veſtimmung über die Verhältniſſe 

der abtretenden Miniſter getroffen zu ſein, namentlich in Betreff ihres Titels, 
Ranges, Penſionsauſpruches u. dergl. Vor wenigen Tagen wurde die Abreiſe 
des RT auswärtigen Minifters von Arnim amtlich durch die Zeitung 
angezeigt, er wurde Staatsminiſter Excellenz genannt. Von des abgetretenen 
Miniſter⸗Präſtdenten Camphauſen Abreiſe aber hat keine Zeitung Notiz amt⸗ 
lich genommen. Führt er noch den Miniſtertitel und das Prädikat Excellenz? 
Wie Be dergleichen Dinge auch fein mögen, fie haben doch ihre Bedeu- 
tung und müſſen geregelt werden. 
g — Die bedeutenden Koſten zur Errichtung der Vürgerpollzei (Konſtabler), 
werden nicht aus der Stadtkaſſe, ſondern aus Staatsmitteln beſtritten werden, 
weil von der Ruhe und Sicherheit Berlins gewiſſermaſſen das Wohl des ganzen 
Vaterlandes abhängt und die Stadt allein nicht im Stande iſt, eine ſo große 
Summe dafür aufzubringen. Ein Theil der Bürgerpolizei wird auch beritten ge⸗ 
macht. Gegen fünftaufend Männer haben ſich zur Aufellung bei der Bürger, 
polizei bereits gemeldet. Die meiſten der hieſigen Gendarmen werden nach 
außerhalb verſetzt. 

a — Am vorgeſtrigen Abend nahmen die Spielbanken unter den Zelten noch- 
mals die Anſtrengungen der Bürgerwehr und diesmal ſogar im verſtärktem Maaße 
in Anſpruch. Wie gewöhnlich hatten die Verluſte einzelner Spieler abermals 
Streitigkeiten hervorgerufen, welche in Thätlichkeiten ausarteten. Eine Abtheis 
lung Bürgerwehr, welche den Lärm zu ſtillen verſuchte, war zu ſchwach und wurde 
zurückgedrangt. Es wurde darauf ſofort ein ganzes Bataillon unter die Waffen 
gerufen, welches gegen neun Uhr hinaus marſchirte und der Unordnung raſch ein 
Ende machte. 1 (B. N.) 

— Ueber den Hauptmann von Natzmer ſo wie über den, bei der Plün⸗ 
derung des Zeughauſes unter ſeinem Befehl geſtandenen Lieutenant und über 
den Lieutenant Techow, wurde am 3. d. M. Kriegsgericht gehalten. Alle drei 
wurden bald darauf nach einer Feſtung abgeführt. a 

Breslau, den 8. Juli. Heute Nachmittags kam der Oeſterreichiſche 

Staatsminiſier Herr v. Weſſenberg in Begleitung mehrerer Hofbeamten des 
Erzherzogs Johann auf der Eiſenbahn hier durch, um über Dresden nach Frank⸗ 
furt a. M. zu reifen. Derſelbe eilt dem Erzherzoge dahin voraus, welcher Letztere 
heute Abend 73 Uhr von Wien abreiſt und morgen, als Sonntag Nachmittags 
34 Uhr, hier in Breslau eintreffen, jedoch alsbald weiter nach Görlitz reifen 
wird, um dort zu übernachten. Denſelben begleitet die Deputatlon der Frauf- 
furter National⸗Verſammiung. Von Görlitz geht die Reife mit dem erſten Früh⸗ 
zuge weiter nach Dresden, wo der Erzherzog ſich einige Stunden aufzuhalten ges 
denkt, um demnächſt mittelſt eines Seperat-Teains die Reiſe über Leipzig nach 
Eiſenach weiter fortzuſetzen. Uebrigens will der Erzherzog nur einige Tage in 
Frankfurt verweilen und will ſchon am 18. d. M. wieder in Wien zurück fein, 
um die Oeſterreichiſche National⸗Verſammlung zu eröffnen. 

Köln, den 3. Juli. Auf Grund eines vom Unterſuchungs richter 

erlaſſenen Verhaftbefehles find heute Morgeus zwiſchen 6 und 7 Uhr die Herren 
Anneke und Med.-D, Gottſchalk gefänglich eingezogen, und zugleich ift die 
Beſchlagnahme ihrer Papiere verfügt worden. Nähere Aufklärung über den 


Grund dieſer von der gerichtlichen Behörde verordneten Maßregeln ift von 
dem weiteren Gange der Unterſuchung zu erwarten. Wie es heißt, lautet die 
Beſchuldigung auf das Verbrechen, Vorſchläge zum Zwecke des Umſturzes der bes 
ſtehende Regierung n haben. 

Hadersleben, den 1. Juni. (Börf. H.) Nachdem die Dänen am er 
ſten Pfingſttage wieder unfere Stadt beſetzten, haben wir geftern Morgen in 
1 Uhr fie in aller Eil wieder abziehen ſehen. Vom erſten Pfingfitage bis vor⸗ 
geſtern Mittag ereignete ſich nichts Beſonderes, nur daß wieder mehrere Bür⸗ 
ger von den Dänen weggeſchleppt wurden; da aber würde es mit einemmale 
unruhig in der Stadt. Zuerſt blieb eine Patrouille, die um 10 Uhr Morgens 
hätte eintreffen ſollen, ganz aus; darauf wurde um 11 Uhr eine zweite Pa⸗ 
trouille nachgeſchickt, die aber ſchon nach einer halben Stunde wieder zurückkehrte 
und die Nachricht brachte, daß die Deutſchen in der Nähe fein. Nun wurde 
alles Militair, das in der Stadt war, gleich nach der Süderbrücke zuſammen⸗ 
gezogen und die Schanzen beſetzt (fie hatten Schanzen aufgeworfen von der 
Süderbrücke bis nach der Schiffbrücke) um 12 Ubr kam ein Dragoner mit 
der Nachricht, daß die Deutſchen ſchon die Vorpoſten angegriffen haben und nur 
auf Schußweite von der Stadt entfernt ſeien. Zuerſt kamen die Schleswiger 
Jäger, welche die Verpoſten eintrieben, und es fielen ſchon mehrere Dänen in 
der Nähe von Peterſen Frep's Haus. Darauf ließ ſich die Artillerie und Ka⸗ 
vallerie ſchon auf dem Eileſer Berg ſehen; 2 Kanonen wurden gleich auf die 
Süderbrücke gerichtet, und die Kanonade begann. In dieſem Augenblicke wurde 
Mörk's Haus von den Dänen in Brand geſteckt, auch die Hintergebäude bei 
H. J. Frey wurden angezündet; das Wohnhaus war aber damals {don von 
den Deutſchen beſetzt, und es war den Dänen deshalb nicht möglich, es herun⸗ 
terzubrennen, obgleich es ihnen ſchon im Wege war. Sie würden es gewiß 
gern hernntergeſchoſſen haben, hätten ſie ordentliche Kanonen in der Stadt ge⸗ 
habt; fie hatten aber nichts als Espingolen, und mit dieſen können fie keine 
Mauer einſchiezen. Gegen Abend erſt kamen 2 Stück Gpfündige Kanonen zur 
Stadt; da aber die Deutſchen ſich zwiſchen die Berge gezogen halten, fo konnten 
dieſe gar nichts ausrichten. Aus H J. Frey's Hauſe hatten ſie ſich zurückge⸗ 
zogen, die Wälle und A. Mörk's neue Scheune am Apenrader Weg hatten ſie 
aber befegt. Gegen 8 Uhr Abends endete das Schießen, und Nachts um 1 Uhr 
verließen die Dänen ganz ftill die Stadt; fie hatten Stroh um die Kanonenrä⸗ 
der gewickelt und den Pferden die Hufeifen abgenommen, damit es durchaus 
kein Geräuſch geben ſollte. Um 2 Uhr kamen ſchon die Deutſchen in die Stadt 
und griffen auf dem Markte noch einen Schwediſchen Freiwilligen auf, der ſich 
verſchlafen hatte. Auch machten fie den Kontrolleur Heller frei, den die Dä⸗ 
nen noch den letzten Abend arretirt hatten. Dann gingen fie aber gleich den 
Weg nach Chriſtiansfeld hinauf, um die Dänen zu verfolgen; fie erreichten ſie 
auch ſchon etwas hinter Ugshuns und griffen fie ohne Weiteres an. 21 Gefan⸗ 
gene wurden ſchon früh Morgens eingebracht, ſpäter kamen deren noch zu ver⸗ 
ſchiedenenmalen nach, jo daß die Anzahl der Gefangenen ſich auf ca. 40 Mann 
belaufen muß. Generat Wrangel wollte die Dänen im Weſten angreifen, 
kam aber gar nicht dazu, denn ehe die Preußen vorrückten, waren die Dän 
wieder in Jütland. Die Schleswig⸗Holſteiner ſchlugen ſich mit ihnen bis na 
Chriſtiansfeld, da nahmen die Dänen wieder die Flucht. Die Schleawie-Sel⸗ 
ſteiner liegen jetzt um und in Chriſtiansfeld und die Preußen an der Königsau. 

Wrangel hat ſeinen verſchiedenen Truppen⸗Corps im Norden den ſtreng⸗ 
ſten Befehl gegeben, nicht nach Jütland hineinzugehen. 725 

Frankfurt, den 7. Juli. Ju der al, und 32, Sitzung der deutſchen Nas 
tional- Berfommlung zu Frankfurt ſtand auf der Tagesortuung die Berathung 
über Art. 1. und 2. det Grundrechte “). In Betracht des Umſtandes, daß der Aus⸗ 
druck „jeder Deutſche“ nicht klar genug ſei, waren vielfache Amendements geſtellt 
worden. Unter Anderen beantragt Jakob Grimm für Art. 1. der Grundrechte 
folgenden einzuſchalten: „Alle Deutſchen ſind frei, und deutſcher Boden duldet 
keine Knechtſchaft. Fremde Unfreie, welche auf ihm verweilen, macht er fel. 
Jordan aus Berlin verlangt ſofortige Auuahme des vorgehenden Autrags durch 
Acelamation. Außerdem ſoll die Magna Charta mit einer Definition von „Deuk⸗ 
jeher“ eröffnet werden; etwa: Jeder iſt Deutſcher, der den deutſchen Boden bes 
wohnt. Der Name muß zu einem politiſchen Begriff erweitert werden, und alle 
Angehörigen des deutſchen Bundesgebietes ohne Uuterſchied der Abſtammung und 
Sprache ſollen fortan in dem Namen „Deutſche“ einbegriffen ſein. Beſeler, 
als Berichterſtatter erläutert, daß das Wort „Deutſcher“ im politiſchen Sinne dom 
Ausſchuſſe verſtanden ſein wolle, daß alſo Jeder gemeint ſei, der das Staatsbür⸗ 
gerrecht in Deutſchland hat, in dem Siuue, wie, Franzoſe “und „Belgier“ gebraucht 
werde. Giskra bemerkt, daß der Czeche und Italiener unter „Deutſcher“ den 
verſtehe, der deutſch ſpricht. Eine Erläuterung ſei alſo nothwendig, und er ſchlaͤgt 
vor, zu ſagen: „Jeder Angehörige eines einzelnen Staates in Deutſchland.“ 
Venedey: Wir wollen jagen: „jeder Deutſche“; wenu es auch Mißverſiand⸗ 
niſſe giebt, in drei Wochen wird jeder willen, was es heißt. Da eine außetordeut⸗ 
liche Zahl von Verbeſſerungszuſätzen augekündigt iſt, fo verlangt endlich Venedey, 
daß ein Amendement künftighin überhanpt nur dann zur Verbhaudlun zugelaſſen 
werde, wenn es bei der Einbringung von 20 Mitgliedern unterſtützt fei“ Walz 
beſchraänkt den Vorſchlag auf die Debatte über die Grundrechte. Wenn nach dem 
bisherigen Maßſtabe fortverhandelt wird, find miudeſtens 24 Wochen erforderlich. 
Der Präſident hofft, daß die Nothwendigkeit, ſich zu beſchranken, den Einzelnen 
durch die bisherige Erfahrung von ſelbſt gezeigt worden ſei. Eine ansdrückliche 
Beſchraͤnkung bei ſo wichtigen Gegenſtänden iſt nicht räthlich. Nachdem noch 
mehrere Redner für und gegen geſprochen und Giskra berechnet hatte, daß die 
doppelte Verathung und Beſchlußnahme in der bisherigen Weiſe über 90 Wochen 
dauern würde, ſchritt die Verſammlung über den Waitz'ſchen Antrag, welchem Vene⸗ 
dey beigetreten war. Er wurde abgelehnt und die Diskuſſton über 8. 2. ſortgeſetzt. 

— Der Vorſitzende v. Gagern theilt mit, daß nach einem Schreiben des 
haunoverſchen Konſuls zu Malta die dort wohnenden Deutſchen den Vetrag von 
150 Fl. für den Flottenbau au ein hieſiges Handlungshaus übermittelt haben. 

) Siehe Poſenee Zeitung No. 149 (30. Juni) (D. N.) 
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Spanien. 

Madrid, den 28. Junl. Die Königin iſt im zweiten Monat ſchwauger. 
— Das iſt die einzige politiſche Nachricht, die ich Ihnen heute zu melden 
habe. Der Hof iſt darüber in großer Eutzückung; Madrid fo ruhig, daß Nar⸗ 
vaez Befehl gegeben hat, den Belagerungsſtaud, in dem auch wir uns wieder 
einmal befanden, aufzuheben. . (Schleſ. Ztg.) 

j Rußland. 

Petersburg, den 29. Juni. Das geſtrige Bulletin über die Cholera 
iſt ſehr kurz: „Bon den an choleraähnlichen Anfällen Erkrankten waren bis zum 
15. (27) Zuni 529 in Behandlung verblieben; im Verlaufe dieſes Tages ka⸗ 
men 486 biuzu und zum 16. (28.) Juni verbleiben 790 Kranke in Behandlung.“ 
Leider RB ich zur Erläuterung hinzufügen, daß die Krankheit feit acht Tagen 
2 5 N gräßlich wüthet. Sie nimmt ihre Opfer noch in den unterſten Volksklaſſen, 

a i ſie tritt dabei mit einer Bösartigkeit auf, die Alles übertrifft; in zwei 

tunden erfolgt der Tod, und bisher hörte man von keinem Geneſenen. Die 
Bulletins ſind ſehr kurz, wie man aus dem Obigen erſehen wird. Von Gene⸗ 
— N auch keine Rede, nur von „choleraähnlichen“ Anfällen. Wozu 
— * — der täglich Erkraukten und Geſtorbenen, was die Gemüther 
Hitze Are . Als 1831 die Cholera hier herrſchte, hatten wir eine drückende 
ite, keinen Tropfen Regen, keinen Luftzug; jetzt kühle Tage, Winde, Regen 
in vergangener Woche ſogar einen ſtarken Nachtfroſt, und dennoch die Cholera 
— N als 1831. Sie ſcheint alle Berechnungen zu täuſchen. Ich bin 
eſt überzeugt, ehe man es glaubt, wird die Krankheit in Stettin ſein. 


N Vom Duieſter, den 30. Juni. Der Jeſult Bü 
eines Miuiſterialerlaſſes nun auch Galizien bis a 15. 4 eee eh 
a rlaß verbietet das Tragen der einfachen (Polniſchen) Adler. 
En Pre Ruſſiſchen Grenze bei Radziwilow hat ſich ein Korps von 
u. 8 zusammengezogen, deſſen Beſtimmung vielſeitig gedeutet wird. 
e un ee ſich die beiden bis jetzt feindlich entgegengeſetzten Rady- 
ee — f niſche und die Rutheniſche, feierlichſt vereinigt, und neben der 

8 8 friedlich auch die gelb⸗blaue Fahne. . 
eichſel. — Alle Nachrichten aus Rußland lauten dahin, daß 


in Peter ; 
burg wie im Innern des Reiches eine ſtille und deshalb um fo mehr ge⸗ 


. re herrſcht. Es läßt ſich der Freibeitsfirom des 
Die Tru ehr hemmen; er läßt fh durch Bayonetle nicht zurückhalten. 
Gren ppen ſind weit vertheilt, theils an der Türkiſchen und Galiziſchen 
88 8 ar Bewachung Polens durchaus nothwendig, fo daß eine Concen⸗ 
Auch ät 852 0 zumal beim Mangel von Eiſenbahnen, ſehr ſchwierig wird. 
Kaniſchu fei alte Fanalismus des Volkes ſtark nach, da der Leibeigene dem 
eines Herren zu entkommen ſucht und nach Freiheit ringt. 
SE nr O.⸗P.⸗A.⸗Ztg. 
Verſammlung zur Vereinbarung der 3 844350 
D. Verfaſſung. 
Begins 105 dus undzwanzigſſe Sigung, vom 7. 
kretair Abg. v Be Uhr. Das Protokoll der Dienſtagsſitzung, durch den Se⸗ 
. ‚Mit 2 eu ies verleſen, wird ohne Weiteres angenommen. 
Königl. Betſchag Schreiben des MiniſierPräſidenten v. Auerswald find 2 
und Berathung vorgelegt werden: Fein SeTeBenimurT eee 
und 2) ein desgl. über die Verpflichtung zur Vergütung der Schäden bei öffent⸗ 
lichen Yufläufeu ꝛc. durch die Gemeinden. (Dieſelben werden gedruckt und den 
Abtheilungen zugefertigt werden.) 

Miniſter⸗Präſtdent v. Auerswald hat 40 Exemplare der Schrift des 
2 Adalbert von Preußen über die Errichtung einer Deutſchen Kriegsflotte 
enge erlammlung zur Dispoſition geſtellt. Der Abſicht des Präſtd. Grabow 
Bteſam ne jeder Abtheilung 5 Exemplare zufertigen will, beſchließt die 
Abel mlung den Druck der Schrift, damit jeder Abgeordnete ein Exemplar 

Hrn. d' Eſters ſchleuniger Antrag: der zweite Beſchluß der Verſammlung 
770 ae M. möge, als nicht vereinbar mit feinem eine für ungül⸗ 
“Pa 5 werden, wird zwar ſehr zahlreich unterſtützt und nach ſorgfältiger, 
Disturf zweifelhafter Abſtimmung mit 226 gegen 151 Stimmen, die ſofortige 

— abgewieſen (kommt zur gewöhnlichen Tagesordnung.) N 

Proteſt N es den übrigen dringenden Anträgen: 1) Hrn. Jacobi # 
verweſers ꝛc D ee gegen die Wahl des un verantwortlichen Reichs⸗ 
3) Hrn. Syd 2 Hrn. Jung, auf Errichtung einer Veſchwerde-Kommiſſton. 

Sa Errißtung einer aus 8 Mitgliedern beſtehenden Kommiſſton, 
4) Stn in und der Solidität des Grundbefiges in der 
Verſaſſungs⸗Kommiſſton ic. Jacobs Aut e eee 
auf die Tagesordnung. ntrag kommt am Dienſtag als erſter 


Auf Hrn. Philipps Interpellation, welche Maaßre iniſteri 

a 5 geln das Miniſterium 

ei der Dreußifhen Grenze gegen Rußland ergriffen, einzugehen, fin‘ 

M iniſter⸗Präſident v. Auerswald für nicht geeignet. 

it: 1 an geht nunmehr zur Tagesordnung vom 29. Juni über. An derſelben 

daft Hrn. v. Bor ries Antrag: Die hohe National⸗Veeſammlung möge 

6 ausſprechen, daß die Klaſſenſteuer der unterſten Steuerſtufe für die letzten 

ſechs onate dieſes Jahres ganz erlaffen und bei Einziehung der aus den erſten 

keine Monaten dieſes Jahres noch rückſtändigen Steuern derſelben Steuerſtufe 

der A wangemaabregeln angewendet werden (unterſtützt.) Die Dringlichke 

ein ugelegenheit findet Antragſteller hauptſächlich darin, daß die Einziehung 

8 teuerbetrages wieder nahe bevorſtände, obgleich die wirklich Bedürftigen 

kuſſton di wegen Mittelloſigkeit, nicht bezahlen würden. Die ſofortige Did 
8 abgelehnt. 

Verweiſund Minifter Hanſemann verſichert, daß er früher den Antrag auf 
5 8 in die Abtheilungen habe ſtellen wollen, wenn dieſer Beſchluß nicht 

vi ommen. Der zu erlaſſende Steuerbetrag betrüge ungefähr 900,000 bis 

5 ill. Thlr., die der Staat nicht entbehren könne. Demnächſi ſeien viele Wohl⸗ 
habendere zur Zahlung des Steuerbetrages für gewiſſe Aermere, z. B. Herr⸗ 


Juli. 


ſchaften für ihre Dienſtboten verpflichtet. Außerdem würde in nächſter Woche 


die Vorlage finanzieller Geſetze erfolgen, welche die Linien dieſes Antrages über⸗ 
ſchreiten, bis dahin möge die Diskuſſton ausgefegt bleiben. 

2) Hrn. Krauſe's Interpellation an das Staack⸗Min eren, betreffend 
a, die Aufhebung der Madl-, Schlacht- und Klaſſenſteuer und b, die Einfüh⸗ 
einer Einkommenſteuer. (Beide Theile werden unterſtützt.) Interpellant mo⸗ 
tivirtdie Dringlichkeit dadurch, daß die beabſichtigte Zwangsanleihe nicht 195 ins 
Leben treten dürfe, bis nicht eine Reform der Steuerverhältniſſe, welche jene 
vielleicht überſlüſſig machen könne, vorgenommen fei. A 4 

Finanzminister Hanſemann lengt das nähere Eingehen hierauf, bis zur 
Vorlage der oben beregten Geſetze, ab. — 

3) Hrn. Hüffner's Antrag: „Die hohe Verſammlung wolle beſchließen, 
daß die Stadt Berlin verantwortlich und haftbar gemacht werde für jede in ge⸗ 
waltfamer Weiſe durch ihre Bevölkerung herbeigeführte Beſchädigung des Staats⸗ 
Eigenthum. Antragſteller iſt beurlaubt und abweſend. Abg. Harkort, welcher 
deſſen Antrag vertritt, findet es, mit Bezugnahme auf die heute angekündigte 
ne Königl. Botſchaft geeignet, denſelben bis zur nächſten Woche ruhen 
u laſſen. f f 
0 4) Hrn. Grebel's Antrag: „Da einerſeits zur Begründung des von dem 

errn Finanzminiſter in ganz nahe Ausſicht geſtellten Geſetz⸗Entwurfes über 
eine Zwangsanleihe, die Angabe, daß der Staatsſchatz und die Finanzen erſchöpft 
ſeien, durchaus nicht genügt, ſondern genau nachgewieſen werden muß, wohin 
das Geld gekommen iſt, damit einer ähnlichen Kataſtrophe künftig vorgebeugt 
werden kann, und anderer Seits zur gründlichen Diskuſſton über dieſe Zwangs⸗ 
anleihe (gegen deren Bewilligung ich ſo lange proteſtiren werde, als nicht ein, 
mit den gegebenenen Verſprechen übereinſtimmendes, ganz freiſinniges Staats⸗ 
Grundgeſetz feſtgeſtellt iſt) die Einſicht der Bücher und Beläge der Verwaltung 
der Finanzen und des Staatsſchatzes unumgänglich nöthig iſt, ſo trage ich dar⸗ 
auf an, die Nationalverſammlung wolle wegen der großen Dringlichkeit dieſes 
Gegenſtandes, fofort den Beſchluß faſſen, daß der Herr Finanzminiſter erſucht 
werde, zum Zwecke der Debatte über die beabſichtigte Zwangsanleihe, den Mit- 
gliedern der Verſammlung die Einſicht ſämmtlicher Bücher und Beläge über die 
Verwaltung der Finanzen und des Staatsſchatzes vom Jahr 1840 an bis auf 
die Gegenwart, zu geſtatten“ wird nicht allein ſehr zahlreich unterſtützt, ſon⸗ 
dern erregt auch eine ſehr ausgedehnte und heiße Debatte. — Antragſteller hat 
ſelbſt noch ein Amendement, gleichſam eine Erweiterung ſeines Antrages, ges 
heit. Statt „den Mitgliedern der Verfammlung die Einſicht u. ( w.“ foll es 
heißen: „einer aus 8, durch die Abtheilungen zu wählenden Mitgliedern beſte⸗ 
Nane Kommiffton, welche der Nationalver ammlung Bericht erſtatten ſoll“, die 
Einſicht ꝛc. — 
Bu Grebel begründet die Dringlichkeit feines Antrages dadurch, daß er 
den Staatsſchatz als Eigenthum des Volkes hinſtellt, welches überall das Recht 
habe, Rechenſchaft zu fordern über die ungeheuren Summen, welche, wie hier 
ſeit 33 Jahren, von ihm gezahlt wurden. Seien dabei Ungehörigkeiten vorge⸗ 
angen, fo müſſe man ſich, Behuſs der nöthigen Abhülfe, Kenntniß von den 
Gebrechen verſchaffen, wie man eine Wunde, um fie zu heilen, nicht „verklei⸗ 
ſtern“, ſondern offen legen müſſe. (Murren rechts.) Eine Zwangsanleihe ſei 
der erſte Schritt zum Staatsbankerott, der unnennbares Elend über das Land 
bringen müſſe. Diefe Zwangsanleihe fei aber um ſo unerklärlicher, als vor nicht 
allzulanger Zeit noch Männer, wie v. Bodelſchwingh, v. Thile u. ſ. w. verſichtr⸗ 
ten, daß felbft der ſchwerſte Krieg den Staatsſchatz für's Erſte nicht erſchöpfen 
könne, ja, der jetzige Finanzminiſter als damaliger Deputirter die Höhe deſſelben 
auf 30 Millionen berechnet habe. (Gelächter.) „Man hat ſo beruhigenden 
Acußerungen geglaubt, fährt der Redner fort, und wie iſt man getäuſcht wor⸗ 


Nachricht des Finanzministers erregte, man Dei -r STEHE Nanferht. 
In dieſem Worte liegt die Dringlichkeit meines Antrages enthalten, denn ich 
halte es nicht blos für eine Anſeuerung der Nationalverſammlung, ſich wackerer 
zu den Geſchäſten zu halten. (Heiterkeit; die Majorität beſchließt die fofortige 
Diskuſſion.) Das will ich nicht unerwähnt laſſen, daß, trotz des humoriſtiſchen 
Vortrages, mit welchem der Finanzminiſter die bittere Frucht verſüßen wollte, 
dieſe dennoch einen ſehr üblen Eindruck gemacht hatt.“ (Bravo, links.) 
Finanzminiſter Hanſemann (allgemeine Aufmerkſamkeit): Der verehrte 
Antragſſieller ſcheint von dem Grundſatze ausgegangen zu fein, daß das Mini⸗ 
erium, wenn es von der Kammer Geldbewilligungen verlangt, nicht gehörige 
Auskunft über die Sachlage und das eigentliche Bedürfniß geben werde. Dem 
iſt nicht fo, vielmehr iſt dicſe Vorausſetzung ganz irrig, denn es verſteht ſich von 
ſelbſt, daß Geldforderungen ſtets gehörig motivirt werden müſſen. Es iſt aber 
nicht meine Abſicht, jetzt ſofortige Rechnungsmittheilungen zu machen, viel 
wird bei den ſchon mehrfach erwähnten Finanzgeſetzvorlagen zugleich dargethan 
werden, wodurch die früheren glücklichen Umſtände des Preuß. Staats für jetzt 
zurückgegangen ſind. — Nur zweierlei ſei hier von mir berührt: 1) Die Ger 
rüchte, welche beſagen, daß früher fehr große Summen im Staatsſchatze gewe⸗ 
ſen, und die auch mir zu Ohren kamen, ſind unbegründet, wie von mir nachge⸗ 
wiefen werden wird. 2) Der jetzt herrſchende Nothſtand iſt in der Natur der 
Sache begründet, und es liegt auf der Hand, daß er ungleich größere Mittel be⸗ 
anfprucht, als friedliche, gleichmäßige Zeiten. Nicht allein, daß Nothjahre 155 
uns liegen, ein politiſcher Umſchwung verlangt ebenfalls Opfer, 22 Pi 
freudig wir dieſen auch begrüßten, ſo führte er doch eine größere Kr A 
kung der Geſchäfte und des Verkehrs herbei, als der bete di eg 
nur hätte bringen können. Die Einnahmen haben ſich verringert, 4 4 5 ur | 
niſſe find größer geworden. Schließlich muß ich die Neuferung Sich fa en 
Antragſtellers von der Hand weiten, daß eine Zwanganleihe 10 Credit ban 
kerott führen müſſe. Im Gegentheil, es ſoll durch dieſe . — spapt it wieder 
befeſligen, wie es auch ſchon zum Theil geſchehen. Aten 8 vo 151 
10 Courſe, das Vertrauen hebt ſich ir 32 uch" heben, 125 ie deshalb die 
eſetzes-Mittheilungen, die, wie geſagt, nahe 315 2 
00 r. Pet ar trägt auf Tagesordnung 808 es ein ſabr gutes Zei⸗ 
Ye 85 wenn 33pCt. Staatspapiere 72 ſtehen un conto nur 5 beträgt 
unterſtützt). 5 ö 
0 r Mae e iſt für den Antrag. Das Volk knüpfe an das Verſchwin⸗ 
den des ne Namen, die gereinigt oder — verurtheilt werden müß⸗ 
ten. Der verfiorbene König habe, wie allgemein bekannt, durch weiſe Finanz⸗ 
verwaltung einen wohlgefüllten Schatz hinterlaſſen, das verlange man zu wiflen, 
wo dies heilige Vermächtniß geblieben. ö 
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Finanzminiſter Hanſemann behauptet, nichts von „Verf chwinden“ 


geſagt zu haben, vielmehr habe ſich derſelbe in jlegter Zeit vermehrt (Ver⸗ 
wunderung). 5 

Graf Eieſ zkowski: IE Hanſemann hat ſtets Rechnungsle⸗ 
gung verſprochen, doch nie Wort gehalten. Es iſt überhaupt auffallend, daß 
er, ein Mitglied des abgetretenen Kabinettes, allein in feiner Stellung vers 
blieben iſt. e 

andes Milde macht darauf aufmerkſam, daß die Angelegen⸗ 
heit über den Schatz und die Finanzen eben kein Geheimniß ſei. Seit der Denk⸗ 
ſchrift vom 20. März c. wiſſe man ja, welche bedeutende Summen abgehoben 
worden ſeien durch die Bank, Unterſtützung des Handels, Mobilmachung der 
Armee. Das Gouvernement werde die vollſtändigſte Rechnung legen, erwarte 
aber auch, daß es in ſeiner mühevollen Arbeit durch die Kammer unterſtützt 
werde, das Staatsſchiff ſicher durch tauſendfache Klippen der Schwierigkeiten 
zu lenken (Bravo). . ie 

Hr. Parriſius flellt das Amendement: Die hohe Verſammlung möge 
das Finanzminiſterium auffordern, der National-Verſammlung über die Ver⸗ 
wendung des Staatsſchatzes und der Finanzen von 1840 bis auf die gegenwär⸗ 
tige Zeit alsbald und längſtens binnen 14 Tagen dir nöthigen Vorlagen zu 
machen, und Vehufs der Prüfung eine aus 16 Mitgliedern beſtehende, durch 
die Abtheilungen zu erwählende Commiſſton ſchon jetzt zuſammentreten zu laſſen. 
(Zahlreich unterſtützt.) 

Finanz⸗Miniſter Hanſemann hat gegen das Parriſtus'ſche Amendement 
nichts einzuwenden. Uebrigens ſeien alle bisherigen Angaben über den Umfang 
des Schatzes, ſelbſt feine eigene als Deputirter, ungegründet und nur Confec⸗ 
turen geweſen. N 

Der Parriſius⸗Grebelſche Antrag wird faſt einſtimmig angenommen. 

Der Finanzminiſter Hanſemann ſieht ſich nachträglich noch zu der Mit⸗ 
theilung veranlaßt, daß die Darlehnskaſſenſcheine überall in den Preu⸗ 
biſchen wie in den Deutſchen Staaten den vollſten Credit genießen und ihm bis 
jetzt eine Probe des Gegentheils nicht bekannt worden ſei. 

Hr. Kuhr macht den „Antrag zur ſofortigen Diskuſſton und Beſchluk⸗ 
nahme auf Erlaß eines Geſetzes, wonach die Funktionen der bisherigen Kreis- 
Stände aufhören und an deren Stelle bis zu einer neuen Communal-Ordnung, 
ſofort die Kreis= Stände diejenigen Wahlmänner wählen, die aus den Urwah⸗ 
len zum jetzigen Landtage hervorgegangen ſind, und zwar ſolle für je 2000 
Seelen ein Kreis-Deputirter beſtellt werden.” Der Antrag findet die nöthige 
Unterſtützung und es wird deſſen Dringlichkeit von ſeinem Urheber durch den 
Zweck begründet, daß er den armen, ſchwer beſteuerten Bauern Erleichterung 

gewähren und überhaupt eine gleichmäßige Veſteuerung herbeiführen ſoll. Er 
wird an die Abtheilung gewieſen. 

Hr. v. Liſiecki verlieſt in feinem und Hrn. Ulrichs Namen einen Antrag, 
welchem Hr. Temme, mit Beider Zuſtimmüng, ein, die Todesſtrafe für die 
Kriegsgefege beibehaltendes Amendemept hinzugefügt hatte. Der Liſteck''ſche 
Antrag lautet: „Die hohe Verſammlung wolle durch ein ſofort zu erlaſſendes 
Geſetz die Aufhebung der der Vernunft und dem menſchlichen Gefühle wider⸗ 
ſtreitenden Todesſtrafe ausſprechen. Die Faſſung des Geſetzes wird dahin 
vorgeſchlagen: §. I. Die Todesſtrafe wird, ohne Rückſicht auf die Natur des 
mit ihr bedrohten Verbrechens, hiermit aufgehoben. F. 2. An die Stelle der 
letzteren tritt für jetzt und vorbehaltlich näherer Beſtimmungen eine lebenswirz 
rige Freiheitsſtrafe. §. 3. Die Vollſtreckung der bereits erkannten Todesſtrafen 
ſoll unterbleiben und deren Verwandlung nach Maaß gabe des S. 2. erfolgen.“ 

Der Ulrich'ſche iſt folgendermaßen gefaßt: Die National-Verſammlung 
möge die Vorlegung eines Geſetzentwurfs veranlaſſen, mit dem einzigen Arti 
kel: „Die Todesſtrafe iſt abgeſchafft und deren Vollziehung unterſagt.“ 

Hr. Krauſe beantragt: „Die hohe Nationalverſammlung wolle beſchlie⸗ 
fen, daß ein Moratorium für diejenigen Kapitalzahlungen von Hy⸗ 
potheken eintrete, die zu Johannis d. J. und ſpäter fällig werden, und zwar 
für den Fall, daß die Zinſen bisher pünktlich gezahlt worden, und auch ebenſo 
ferner pünktlich gezahlt werden.“ Er begründet zwar die Dringlichkeit, iſt 
aber, da eine fofortige Berathung nicht leicht zu bewirken, damit einverſtan⸗ 
den, daß der Gegenſtand erſt in den Fach-Commiſſionen berathen werde. Dort⸗ 
bin wird derfelbe auch abgegeben. f 

HBr. Wander beantragt: „Eine bohe National-Verſammlung wolle fos 
fort beſchließen, daß jeder Beamte, der Jemanden ungerechterweiſe verhaften 
läßt, dem Verhafteten völligen Schadenerſatz leiſte und außerdem mindeſtens 
viermal ſo lange verhaftet bleibe, als er einer Perſon die Freiheit entzogen hat.“ 
Bei der Begründung führt der Antragſteller an, daß, wer die Freiheit verlo— 
ren, nichts mehr zu verlieren habe. Man habe nun zwar den bisherigen 
chriſtlichen in einen Rechtsſtaat verwandelt, ein „Verhaftungskitzel“ und „Eins 
ſperrungsſteber“ ſei indeß geblieben. Der Antrag ſei daher von der dringlich 
ſten Art und möge nun ſofort zum Geſetze erhoben werden. Nachdem die Ver⸗ 
weiſung an die Fach⸗Commiſſion ausgeſprochen war, erhob ſich der Juſtizminiſter 
Märcker mit dem Bemerken, daß der beantragte Schadenerſag geſetzlich fon 
beſtehe, der weitere Antrag jedoch nur eine Milderung der vorhandenen Geſetze 
fei, da dieſe derartige Pflichtverletzungen mit Caffation und mehrjähriger Zucht⸗ 
hausſtrafe ahndeten. N 

Hr. Schulze (Delittzſch) beantragt: „Die bohe Verſammſung wolle das 
Königl. Staats⸗Miniſterium ungeſäumt auffordern, diejenigen Vorlagen or⸗ 
ganiſcher Geſetze, welche es als bereits vollendet oder der Vollendung nahe 

zunächſt in Ausſicht geſtellt, ſofort der Verſammlung, behufs der Worbera- 
thung in den Abtheilungen vor Beendigung des Verfaſſungs-Entwurfs durch 
die Commiſſion, mitzutheilen.“ Der Minifterpräfident v. Auers ald: Die 

Regierung habe heut bereits dem Antrage entgegen zu kommen verſucht, ſie 
werde Alles aufbieten, damit fo ſchleunig wie möglich fortzufahren und hoffent⸗ 
lich gerechten Wünſchen in dieſer Hinſicht nachzukommen. Die Verſammlung 
beſchließt die ſofortige Berathung und genehmigt den Antrag ohne weitere 
Erörterungen. 

Hr. Rettig macht folgende neun Anträge: „Die hohe Verſammlung wolle 
beſchließhen, 1) daß die Gewerbefreiheit in der Art beſchränkt und zum Theil 
aufgehoben werde, daß ein jeder ſich neu etablirende Gewerbetreibende ohne 
Ausnahme, ob er ferner Geſellen oder Burſchen halten will oder nicht, von der 
gefeglich beſtimmten Prüfungs⸗Commiſſton vorher geprüft werde, ob er zum 
jelbfiftändigen Betriebe feines Gewerkes die erforderlichen Kenntniffe beſigt; 2) 
daß der Gewerbebetrieb auf dem Lande dermaßen beſchränkt werde, daß nur die 


unentbehrlichſten Gewerbtreibenden auf dem Lande fungiren dürfen, ſich aber 
gleichzeitig der geſetzlichen Prüfung unterwerfen und den betreffenden Innungen 
anſchließen müſſen; 3) daß die Werkſtätten der Fabrikanten, welche das von 
ihnen betriebene Gewerbe nicht erlernt haben, aufgehoben werden; 4) daß den 
Kaufleuten, Krämern und Materialiſten durch ein Geſetz für immer verboten 
werde, ſowohl mit rohem Verbrauchs⸗Material, als mit fertigen Fabrikaten 
der Profeſſtoniſten Handel zu treiben; 5) daß alle Minus⸗Licitationen bei öffent⸗ 
lichen Bauten und Lieferungen ſofort aufgehoben werden, indem der Handwer⸗ 
ker dadurch gedrückt und der Intereſſent durch ſchlechte Arbeit hintergangen 
wird; 6) daß nur geprüfte zünftige Meiſter große Vorräthe von den in ihr Ge⸗ 
werbe treffenden Fabrikaten halten dürfen, und ſomit die von ungelernten Fa⸗ 
brikanten errichteten Kleider-, Möbel-Handlungen ꝛc. aufgehoben werden; da» 
durch wird der Handwerker geſichert, dem Wucherer nicht wieder in die Hände 
zu fallen; 7) daß der Staat von jedem Gewerbebetriebe ausgeſchloſſen werden 
möge, und ſomit der Gewerbebetrieb in den Strafanſtalten, wie auch die Mi⸗ 
litär⸗Arbeits⸗Commiſſton aufgehoben und die Militär-Arbeiten den Civil-Hand⸗ 
werkern übertragen werden; 8) daß die Gewerbeſteuer verhältnißmäßig, je nach⸗ 
dem das Gewerbe mit mehr oder weniger Gehülfen oder ſteuerpflichtigen Gehül⸗ 
fen betrieben wird, und endlich in der Zeit, in welcher Geſellen gehalten wer⸗ 
den, auch nur geſteuert werde; 9) bis zur Emanirung eines neuen Gewerbes 
Geſetzes eine Commiſſton ernannt werde, wozu aber fo viel als möglich Ges 
werbtreibende mit zugezogen werden mögen.“ Sämmtliche Anträge werden an 
die Fachcommiſſton gewieſen. 

Hr. v. Beſſer macht folgende zwei Anfragen bei dem Kriegsminiſter, 1) 
ob das Kriegsminiſterium den Mangel eines Dienſtreglements für die Armee 


als einen weſentlichen anerkenne? 2) eine baldige und zeitgemäße Abhülfe deſ⸗ 


ſelben zu erwarten ſtehe? Der Interpellant leitet vorgeſchriebenermaßen feine 
Anfragen, nachdem ſie unterſtützt worden, ein. Das Preuß. Heer habe kein 
Dienſtreglement, es ſei wahrſcheinlich das einzige Heer in Europa, welches deſ⸗ 
ſen entbehre. 

Kriegsminiſter v. Schreckenſtein hofft, man werde dem Miniſterium die 
Ausführung von Verwaltungs-Maßregeln getroſt überlaſſen. Das Heer und 
die von oder durch Scharnhorſt, Gneiſenau, Boyen u. A. aufgerichtete Wehr? 
verfaſſung ſeien ein Gebäude, welches 600,000 Staatsbürger umfaſſe, und 
worin Jeder ruhig wohne. Er verſichere, daß er die Disciplin erhalten und alle 
ſeine anderen Obliegenheiten erfüllen werde. 

Hr. v. Beſſer ſagt, daß er aus dieſer Antwort gar nichts entnehmen könne. 
Es liege auch ihm übrigens ganz fern, die Disciplin und Subordination irgend⸗ 
wie lockern zu wollen. Kriegsminiſter v. Schreckenſtein: Die Verſammlung 
werde ſich überzeugt haben, daß es ſeine Abſicht ſei, zeitgemäße und nothwen⸗ 
dige Veränderungen für das Heerweſen gern zu beantragen. Herr Behnſch 
will eine beſtimmte Antwort auf die Anftagen und keine Umſchreibungen, zu⸗ 
mal, da noch Niemand daran gezweifelt, daß der Kriegsminiſter feine Pflicht 
thue. Der Kriegsminiſter hält es dem Dienſt⸗Iatereſſe nicht angemeſſen, 
ſich weiter auf die Anfragen einzulaſſen. (Starke Mißbilligung.) 

Hr. Piegſa richtet folgende Anfrage an das Staatsminiſterium: „Am 7. 
Juni wurden mehrere Bürger der Stadt Mielzyn, Kreis Gneſen, vom Mili⸗ 
tair zum Theil lebensgefährlich gemißhandelt, um ihnen das Geſtänd ut 
abzuzwingen, daß ſie im Beſitze von Waffen wären. Ich erlaube mir, das 
hohe Staatsminiſterium zu befragen, wann endlich einmal geeignete Maßregeln 
getroffen werden, damit folden Gräueln ein Ende geſetzt würde. 

Der Minifterpräfident antwortet, die Frage könne, weil die nöthigen 
Materialien bis jetzt fehlen, auch noch nicht beantwortet werden. 

HBr. Behnſch verlangt eine Erklärung des Finanzminiſters darüber, ob 
er bei der Vorlage des Budgets eine Ueberſicht 1) der Verwaltung des Fonds 
der Sechandlung feit dem Jahre 1620, 2) der Verwaltung des Staatsſchatzes 


‚feit dem 7 Juni 1840 der Nationalverſammlung vorzulegen beabſichtige. 


Der Fin anzminiſter entgegnet, daß er hierauf in 8 Tagen antworten 
werde. (Heiterkeit) 

Hr. Behn ſch erſucht ferner den Miniſter des Innern um eine Auskunft 
darüber, „was von der Regierung zum Schutz der Auswanderung in über- 
ſeeiſche Länder bis jetzt geſchehen ſei, und ob das Miniſterium Vorkehrungen zu 
treffen beabſichtige, wodurch die Auswanderung geregelt, die armen Auswan- 
derer während ihrer Reife unterflügt und geſchützt, und der Zuſamenhang der 
Auswanderer-Colonien mit dem Vaterlande zum beiderſeitigen Vortheile ver⸗ 
mittelt werde. Der Anfragende fügt hinzu, daß ihn der herrſchende Nothſtand 
zu dieſer Frage veranlaßt habe. Als ein geeignetes Mittel zur Abhülfe der 
Noth erſcheine ihm allerdings die Auswanderung, aber nur dann, wenn ſte uns 
ter dem Schutze der Regierung geſchehe. Unter dieſen Umſtänden werde man 
vor einer Uebervölkerung bewahrt und habe die Beruhigung, daß für die armen 
Ausgewanderten auch geſorgt fei. n 6 

Der Miniſter des Innern, Kühlwetter: Die Interpellation zerfalle in 2 
Theile, deſſen erſter die Vergangenheit betreffe. Dieſe hatte, wie bekannt, we⸗ 
ſentlich andere Prinzipien, aus denen nichts zu entnehmen fei, (Beiterkeit.) 
Was die Zukunft betreffe, ſo ſei die Sache jetzt dadurch in ein neues Stadium 
getreten, ſo daß ſie zu einer allgemeinen Deutſchen Angelegenheit erhoben 
worden. Uebrigens werde auch die Preußiſche Re ierung nicht verfehlen, 
alles Das dabei zu thun, was der Gerechtigkeit und Welse ngemeſſen fei. 

Hr. Grebel trägt die folgende „Interpellation des Krieges Ude; 
„Es wurde noch ganz kürzlich durch ein Reſkript des Kriegs Miniſterkums ent» 
ſchieden, daß im Falle eines Krieges kein Militair-Adminiſtrations-Beamter 
als Combatkant mitgehen dürfte, indem, was auch ganz richtig iſt, der Frie- 
dens⸗Etat dieſer Beamten für den Krieg bei Weitem nicht ausreiche. Es be- 
fieht nun der Uebelſtand, daß dieſe Beamten, faſt ſämmtlich als Offiziere noch 
in der Landwehr ſtehend, zur Zeit der Uebungen ihrem eigentlichen Dienſte ent⸗ 
zogen werden, die Zulagen, als Quartiergelder, Servis ıc. beziehen, und das 
durch die Urſache ſind, daß nicht andere Offiziere der Landwehr, auf die der 
Staat auch im Falle eines Krieges rechnen könnte, ausgebildet werden. Ich 
erlaube mir dieſerhalb die Anfra;e, ob der Herr Kriegsminiſter geneigt t, die⸗ 
ſem Uebelſtande durch eine Verordnung, wodurch beſtimmt wird, daß die Mi⸗ 
litär⸗Adminiſtrations-Beamten, ſobald fie als ſolche angenommen find, von 
der Landwehr ganz entbunden ſein ſollen, abzuhelfen.“ 

Kriegsminiſter v. Schreckenſtein: Ich werde dieſe Verwaltungsmaßre⸗ 
gel reiflich erwägen und gedenke, Das, was mir obliegt, zu erfüllen. (Heiterkeit.) 

(Mit einer Beilage) 


138. 


1 Hr. Maczinowski e beantragt folgenden Beſchluß: „daß bis zur Vor⸗ 
age des neuen Verfaſſungs-Entwurfs, die Abtheilungen und Commiſſtonen 
ſic vorzugsweiſe mit den Anträgen, Petitionen und Geſetz⸗Vorſchlägen bes 
ſchäftigen ſollen, welche die Verbeſſerung der Lage der ärmeren Klaſſe der Eins 
wohner bezwecken.“ (Der Antrag geht an die Abtheilungen.) 

Hr. Feldhaus befragt den Kriegsminiſter: „a) ob die das Publikum ſo 
fehr indignirende Zeitungs- Nachricht, daß am 17. Juni c. das aus Poſen ab 
marſchirende AM Infanterie-Regiment, durch die kalte Grauſamkeit 
A Major, achtzehn Soldaten verlor, ſich beſtätigt; b) was in 
dieſem Falle geſchehen wird, die Manen der unglücklichen Opfer an dem ent⸗ 
menſchten Wafer zu ſühnen, und das Volk zu begütigen, das in dem gering- 
fien nr Brüder auch von dem höchſten Beamten den Menſchen geehrt wiflen 
Sam ud das mit großem Unwillen es hört, daß ſich hin und wieder die alte 

len⸗ Willkür in ihrer ſchrecklichen Herrlichkeit zeige.“ 

ei 8 Das hier zur Sprache gekommene bedauerliche Ers 
liegt 10 hat wirklich ſtattgefunden. Der Bericht des Regiments⸗Commandos 
daß . vor, doch fehlt noch der des General⸗Commandos des 5. Armeecorps, fo 
9 weiß, wieweit eine Ueberſchreitung der Marſchordnung vor⸗ 
warten, bis — zul möge man nicht weiter auf den Vorfall eingehen, und 
reits ein Stabsoffi ber ih en überſehen kann. Uebrigens iſt be⸗ 
ſich ſelbſt ſchon 85 er (den Major Schmidt hatte der Anfragende genannt, aber 

richtigt) genannt, welcher ganz unſchuldig an der That iſt 


und ſomit über i ; 0 Ä 
chen 4 des böchlichf 185 ganz ungerechtfertigtes, hartes Urtheil geſpro⸗ 


bekla 
r. Dier gen. 
ren ber Saad „das Staatsminiſterium zur ſofortigen beſſe⸗ 
Offiziere aus den Keldaü onirung der Kriegerinvaliden, Soldaten und Unter⸗ 
Antrag hoch „Feldzugen von 1813 — 1815 zu veranlaſſen, und über dieſen 
dringender 8 ſchleunigſt zu berathen.“ Er hält die Sache für um ſo 
Gnadenthaler kae Invaliden täglich immer weniger würden. Der fogenannte 
führe, zu friften Fe: hin, ihnen das Dafein, wie es ein Tagelöhner beſſer 
ben. Man geſtatt Ind dennoch ſpreche man von „Gnade“, wo jene Rechte ha⸗ 
ihr Geſang: 9 Ban mit Drehorgeln durch die Straßen zu ziehen, und 
klinge wie Ironi u daran mein tapferer Lagienka“ (anhaltende Heiterkeit) 
ie. Der Antrag geht an die Abtheilungen. 


ber; — 2 macht folgenden Antrag: „Die Verſammlung wolle beſchlie⸗ 
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n n Den Zinsſuß beim Darlehn dürfen die Parteien ver— 
ſo hoch fie wollen. Alle Veſtimmungen, welche das Ueberſchreiten des 


Beilage zur Poſener 


Zeitung. 


den 11. Juli 1848. 


Wehrmänner befragen wollte und den Namen des Majors Schmidt ausdrücklich 
in 2 gedruckten dais bezeichnet hatte, berichtigt ſeinen F e ver⸗ 
wahrt ſich aber dagegen, daß er über einen Stabsoſſizier ein 15 . 
Er ziehe zwar ſeinen Antrag jetzt zurück, meine aber, daß die beitt dar 
ung, welche der Kriegsminiſter dem Major Schmidt geben könne, ü e⸗ 
ſtehe, daß er den Namen des ſchuldigen Ofſiziers nenne. Uebrigens mi 2 
ſich wundern, daß das Kriegsminiſterium über ein bald drei Wochen altes daß 
eigniß heut noch keine genaue Kunde habe. Schließlich beſtehe er darauf, daß 
der Kriegsminiſter, der Geſchäftsordnung gemäß, den Tag, an welchem er 
antworten wolle, beſtimmt angebe. 8388 

Kriegsminiſter: Es falle hier ihm der Vorwurf einer Verſäumniß kei⸗ 
neswegs zur Laſt, und er könne vor Eingang des Berichts des Gen.⸗Comman⸗ 
dos nicht antworten. a a 1 

Hr. Gladbach: Der Kriegsminiſier müſſe, nach §. 2% der Geſchäfts⸗ 
ordnung, einen Tag für ſeine Antwort beſtimmen. Dieſe Anſicht theilt auch 
Hr. Temme, worauf der Kriegsminiſter den 21. Juli nennt. 

Hr. Gladbach, welcher, trotz der, von der rechten Seite ausgegangenen 
Unruhe, feine Ausführung beendigt und durchgeführt hatte, legt nun dem 
Miniſter des Innern folgende Frage vor: ob die definitive Ernennung der Bes 
amten nicht bis zum Erlaſſe der desfallſigen Geſetze ferner unterbleiben ſolle? 
Die bisherigen Interpellationen haben die Verſammlung einen tiefen Blick in 
die Abſichten des Miniſteriums thun laſſen und nicht blos als Frag⸗ und Ant⸗ 
wortſpiel gedient. i | 

Miniſter des Innern: Das Minifterium werde der Anſicht, wie fie hier 
in dieſer Allgemeinheit ausgeſprochen, gewiß nicht entſprechen. Es ſtehen 
Geſetze, welche die Landesverwaltung umgeflalten, bevor, ſo, daß davon etwa 
betroffene Beamten nicht definitiv angeſtellt werden, und es dehne ſich dies ſo⸗ 
gar auf die Kreisvertreter aus. Aber die Regierung könne ſich unmöglich dazu 
verſtehen, gar keine Beamte definitiv anzuſtellen. Wolle man regieren, ſo müſſe 
man Veamte haben, und er ſehe gar nicht ein, weshalb man Juſtiz⸗ und 
Exckutivbeamte nicht jetzt ſchon definitiv ernennen könne. . 

Hr. Gladbach tritt der Anſicht des Miniſters nicht bei und will deshalb 
auf ſeine zweite, alſo lautende Frage: „ob zur Beruhigung des Landes und 
Belebung des ſehr geſchwächten Vertrauens, die Beamten, welche die Zunei⸗ 
gung des Volkes entweder nie beſeſſen oder verloren haben, nicht ſofort ent⸗ 
fernt, oder doch wenigſtens vorläufig ſuspendirt und durch Vertrauensmänner 
proviſoriſch erſetzt werden können und ſollen?“ gar keine Antwort. 

Miniſter des Innern: Und dennoch werde ich antworten, und zwar 
mit einem noch entſchiedeneren Nein. Ich kann nicht prüfen, welche Beamte 
Vertrauen beſeſſen oder verloren haben, da Stimmen für und gegen ſich raſch 
erheben und wechfeln; ich richte deshalb auch nur nach Thatſachen. Die Geſetze 
erlauben nicht, daß man Beamte willkürlich abſetze oder nur ſuspendire, ziehen 
vielmehr dafür eigene Grenzen. Ich will die Beamten nicht geſetzlos machen, 
und wäre die Geſetzloſigkeit ein Mittel dazu, ſo verſchmähe ich es. (Beifall zur 


geſetzlichen Zinsfußes verbieten oder mit Strafe bedrohen, und welche die Zurück⸗ 
chnung des Mehrgezahlten geſtatten, werden aufgehoben. 


und vertragsmäßige Titel zum Pfandrecht an ni i 
bene Parzellen können auf Verlangen ebene u und — ee 


forderung oder Abre 
F. 3. Geſetzliche und 


nitionen verſehen werde 
ni j 
cht Auf Ipbothekenbuch ſtehen.“ 


ud eines 
Vorſitzender der Serra RR b 


’ 


Gang ihrer Verhandlungen wöchentlich einmal öffentlich in der Plenar⸗ 
verſammlung zu berichten, und er nächſten Dienſtag damit beginnen wolle. 


Der Vorſchlag wird angenommen. 


Hr. Benſch, welcher den Kriegsminiſter gleichsfalls über den Tod der 18 


n, wie für Grundſtücke vorgeſchrieben iſt, die noch 
h gar 
(Der Antrag geht an die Ablbeilungen.)s 
erklärt £ 


Rechten.) 
ſetzloſigkeit. 


vorläufigen Recog— 


1. Waldeck, als Geſetze.“ 


Hr. Berends beantragt: 0 
für den inneren Dienſt einberufene Landwehr darf zu dieſem Zwecke nur in dem 
Landwehr⸗Vataillons⸗Vezirk verwendet werden; 
der Bürgerwehr und, ſofern 
Da die ſofortige Berothung abgelehnt wird, fo nimmt Hr. 


Nee gphena. 33 lhr._ Beotnn ber nägıfin:'Dienfas 


— — — ä ä in 


Hr. Gladbach: Es handele ſich hier nur um Thatſachen, nicht um Ge⸗ 


„Die hohe Verſammlung wolle beſchließen: die 


ſie ſteht unter dem Kommando 


fie nicht im Dienſte iſt, unter dem bürgerlichen 
N B. den 


Druck u. Verlag von W. Decker K Comp. Verantwoffl. Redacteur: C. Henſel. 
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Durch all ; 
bei E. S. Wi ubingen iſt zu haben, Poſen 


Ueber niedere Strafgeri 
ö erichtsgewalt 
und Volksrecht. Von V. Wilmowekt, 
Oberlandesgerichts. Aſſeſſor. 3 Sgr. 
Deutſchlands Grenzen, namentlich gegen 
Dänemark und Polen. Von G. Wil⸗ 
mowski. 3 Sgr. 
Was baben wir errungen? eine Con⸗ 
Ban tien. Motto: Freies Wort — freies 
Folk. Von F. J. Schell. 14 Sgr. 


Des G 
gen Grolman Bemerkun⸗ 


3 Sgr. 
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Bei E. S. Mittler in Poſen iſt zu haben: 
Verhandlungen der Lehrer-Verſammlung des Po— 
ſener Kreiſes. Preis 1 Sgr. 


Ediktal-Citation. 

Auf den Antrag ihrer Verwandten und reſp. Ku⸗ 
ratoren werden die nachſtehend benannten Perſonen: 
kon der Apotheker Gehülfe Theodor Marcin⸗ 
ad ski aus Bukwitz, welcher ſich im Jahre 1831 
di ch Nord-Amerika begeben und im Jahre 1835 

. Nachricht von ſich aus Philadelphia ge⸗ 
at; 

15 te mileage Zofeph Paprzycki ſaus 

lein⸗Lubin 
1636 von Szerminek aus nach Polen übergetre⸗ 
un ſoll und ſeitdem nichts von ſich hat hören 

U 


3) die Gebrüder Andreas und Joſeph BA- 


oſherzogthum Pofen- 


Pleſchner Kreiſes, welcher im Jahre 


kiewiez, Söhne des zu Groß⸗Jeziory verſtorbe⸗ 
nen Förſters Martin Vaklew iz 1 172 der 
erſtere auch Andreas Bonikiewicz genannt, im 
Jahre 1829 in Klony als Wirthſchaftsbeamter ge⸗ 
dient, der letztere etwa im Jahre 1828 bei dem 
Schornſteinfegermeiſter Buczkowski in Schroda 
die Schornſteinfeger-Profeſſion erlernt, fünf Jah re 
ſpäter bei demſelben Meiſter als Geſelle gearbeitet 
hat, demnächſt zum Militair ausgehoben worden 
iſt, und welche beide ſeitdem verſchollen find; 

4) Mathias Rzechowski, Sohn des in Pſar⸗ 
skie verſtorbenen Gutskommiſſarius Stanislaus 
Rzechowski, geboren am 18. Februar 1803, wel⸗ 
cher in Gneſen die Handlung erlernt hat, demnächſt 
vor etwa 16 Jahren nach Warſchau gegangen und 
daſelbſt vor 12 oder 13 Jahren zum letzten Male 
geſchen worden ift; . 

5) Mathias Spurtacz, Sohn des Krügers 
Johann Spurtacz zu Sielee, am 26. Februar 
1792 geboren, welcher vor länger als 30 Jahren 
zum Militair ausgehoben und ſeitdem verſchollen iſt; 

6) Joſeph Matelewiez, Sohn der Valen⸗ 
tin und Sophia Matelewiezſchen Eheleute, 
am 7. März 1812 geboren, welcher ſich im Jahre 
1829 von feinem Geburtsorte Bun in entfernt hat, 


und ſeitdem verſchollen iſt; 


) Marianna Sypniewska, Tochter des 
Felix Sypniewski, welche vor 30 bis 40 Jah⸗ 
ren im biefigen Inquiſitoriats⸗Gefängniſſe verſtor⸗ 
ben fein ſoll, deren Tod ſich jedoch nicht vollſtändig 
hat nachweiſen laſſen; 

8) die Hinde Cohn, Tochter des in Kroto⸗ 
ſchin verſtorbenen Jakob Abraham Cohn und 
der Feige Cohn, um das Jahr 1771 geboren, 
und deren Ehemann, der Rabbiner Chaim Kuz⸗ 


nitzer, welche ſich vor mehr als 30 Jahren von 
ihrem Wohnorte Kobylin aus nach Polen bege⸗ 
ben und ſeitdem nichts von ſich haben hören laſſen; 

9) Adam Kowalski, Sohn der Laurenz und 
Theodora Kowalskiſchen Eheleute zu Dolzig, 
geboren am 26. December 1812, welcher im Jahre 
1830 von dem Gymnaſium zu Liſſa, das er da⸗ 
mals beſuchte, ſich entfernt und ſeitdemkeine Nach⸗ 
richt von ſich gegeben hat; 

10) Carl Gottlieb Schultz, Sohn des ver⸗ 
ſtorbenen Kantors Johann Jakob Schultz, ge⸗ 
boren zu Woldenberg am 1. Februar 1796, wel⸗ 
cher bei dem dortigen Stadtgerichte als Schreiber be⸗ 
ſchäftigt geweſen iſt, demnächſt aber, etwa im Jahre 
1812, ſich nach Berlin begeben hat, angeblich um 
bei dem Kaufmann Piſtorius die Handlung zu er” 
lernen, ſeitdem aber verſchollen iſt; je 8 

11) Hirſch Alexander, Sohn der Bu 
und Therefe Aleranderfcen Eheleute, 9 1829 
am 7. December 1812, welcher etwa im A i. 5 
als Schneidergeſelle von hier ausgew ande zwei 
Jahre ſpäter von Holland aus ach gegeben 
und ſeine Abſicht ausgeſprochen Wolle ö Oſtin⸗ 
dien zu gehen, ſeitdem aber verſchollen iſt; 


9 Müller, Sohn der 
12) Friedrich Augu ot Müller: 


Tiſchler Chriſtoph und 
ſchen Ehe, 1975 am 22. März 1801, wel⸗ 
cher vor 26 bis 28 Jahren feinen Geburtsort Kro⸗ 


toſchin verlaſſen hat, und ſeitdem verſchollen iſt; 
13) Samuel Gottlieb Schöpe, ein Sohn des 
Windmüllers Sammel Gottlieb Schöpe zu 
Zduny, am 29. Oktober 1807 geboren, welcher im 
Jahre 1827 als Müllergeſelle von ſeinem Geburts⸗ 
orte nach Polen gewandert, und ſeitdem verſchol— 


len iſt; 


14) Carl Kostka, Sohn der Joſeph und Mas 
rianna Kostkaſchen Eheleute zu Benice, am 
4. November 1797 geboren, welcher vor 27 bis 30 
Jahren ſich von Benice entfernt, und ſeitdem nichts 
von ſich hat hören laſſen; 

15) Joſeph Ezankta, Sohn der Michael und 
Marianna Czaykaſchen Eheleute zu Rogali⸗ 
nek, geboren am 15. März 1810, welcher im Jahre 
1831 bei dem 19. Infanterie-Regimente eingeſtellt 
worden, mit dieſem in die Rhein = Provinzen gegan⸗ 
gen, und von dort nicht wieder zurückgekehrt iſt; 

16) Andreas Auguſtin Wyrwinski, Sohn 
der Mathias und Conſtantia Wyrwiüski⸗ 
ſchen Eheleute, Anfangs zu Murka, dann zu Dol⸗ 
zig wohnhaft, getauft am 1. December 1791, wel⸗ 
cher in Poſen das Schmiedehandwerk erlernt hat, 
und einige Jahre ſpäter nach Warſchau ausge⸗ 
wandert iſt; wo er im Jahre 1830 zum letzten Male 
gefehen worden iſt; 

17) der Müllergeſelle Anton Zychlewicz, Sohn 
der Valentin und Agnes Zychlewiezſchen Ehe⸗ 
leute, am 4. Juni 1811 in Kröben geboren, wel⸗ 
cher im Jahre 1827 oder 1828 von dort ausgewan⸗ 
dert, im Jahre 1829 dahin zurückgekehrt iſt, und 
ſich hiernächſt nach Zaniem pol begeben hat, von 
wo er nach Polen ausgewandert und ſeitdem ver⸗ 
ſchollen ift; fo wie deren etwanige unbekannte Ers 
ben und Erbnehmer aufgefordert, ſich in oder vor 
dem am 1. December 1848 Vormittags um 10 Uhr 
vor dem Deputirten Oberlandesgerichts-Referenda⸗ 
rius v. Cranach in unſerem Inſtruktions⸗Zimmer 
anſtehenden Termine ſchriſtlich oder perſönlich zu 
melden, und weitere Anweiſung zu erwarten, widri⸗ 
genfalls ſie für todt erklärt werden ſollen und iyr 
Vermögen den ſich legitimirenden Erben ausgeant⸗ 
wortet werden wird. 

Poſen, am 16. Januar 1818. 

Königliches Oberlandes⸗Gericht; 
Abtheilung für die Prozeß⸗Sachen. 


Bekanntmachung. 

Es ſollen mehrere auf den Wällen und Vöſchun⸗ 
gen der Feſtung gewonnene Haufen Heu, Holzſpähne 
und Strauchwerk, fo wie ein außerhalb des Schil⸗ 
lings⸗Thores noch fichendes altes Gebäude (Bonin 
No. 2.—) zum Abbruch an Ort und Stelle öffentlich 
an den Meiſtbietenden gegen gleich baare Bezahlung 
verſteigert werden, wozu ein Termin auf Mittwoch 
den I2ten Juli c. anſteht, welcher Donnerſtag 
den 13ten Juli c. fortgeſetzt wird. 

Kaufluſtige werden hierzu mit dem Bemerken eins 
geladen, daß der Sammelplatz an genannten Tagen 
früh 7 Uhr auf dem Feſtungsbau⸗Hofe ſeyn wird, 
wofelbſt auch die näheren Bedingungen mitgetheilt 
werden ſollen. 


Poſen, den 9. Juli 1848. 
2 Königl. Heflungsbau- Direktion. 


Auktion. 


Freitag, den 14. Juli von Vormittags 10 Uhr ab 
ſollen im Seidemannſchen Haufe Markt No. 85. 
einige Möbels, Haus» und Küchengeräthe nebſt vers 
ſchiedenen anderen Gegenſtänden zum Gebrauch öffent⸗ 
lich gegen baare Zahlung verſteigert werden. 

Auſchügz. 


Ein gewandter Burcau⸗Vorſteher und ein geübter 
Schreiber, beider Geſchäftsſprachen mächtig, findet 
Schuhmacherſtraße No. 3. ein Unterkommen. 


Anzeige. N 
Da ich jetzt vom Militair⸗Dienſt befreit bin, er⸗ 
laude ich mir ein hochgeehrtes Publikum auf meine 


Bettfedern⸗Reinigungs⸗Anſtalt 


aufmerkſam zu machen, welche von heutigem Tage 
wieder eröffnet iſt und vermittelſt derer die Federn 
durch Dampf von Staub, Motten, Krankheiten, 
Schweiß ꝛc. gereinigt werden. 
Um geneigte Aufträge bittet 
W. Gillert, 
Schifferſtraße No. 10. im neuerbauten Kleemann⸗ 
ſchen Hauſe. 


Ausverkauf. 

Wegen Räumung des Lokals werden ſämmtlicht 
Waaren der unterzeichneten Handlung bedeutend un⸗ 
ter dem Koſtenpreiſe verkauſt. 

Zugleich werden alle Schuldner, die ſeit ö Monaten 
ihre Rechnungen nicht berichtigt haben, aufgefordert, 
innerhalb 14 Tagen bei Vermeidung der Klage ihre 
Rechnungen zu bezahlen. 
ie Mode⸗ und Leinenwaaren-Handlung 
von J. M. R. Wilkowski Wwe., 
Markt No. 43. 
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e eee D00.0 00 
Die ganz beſonders ſchöne Qua- 
a lität des echten Amerikanifchen & 


Varinas⸗Canaſter 


letzter Erndte hat uns veranlaßt, da⸗ 
von eine ungewöhnlich große Parthie 
in Rollen und Blättern zu beziehen Da 
nun nach unſerer Erfahrung eine Mi⸗ 


% [bung von Barinas- Blättern und Rol⸗ 
785 
5 


gehöriger Auswahl den beſten Rauch⸗ 285 
taback giebt, ſo haben wir in dieſer Art 
zwei neue Sorten unter der Benennung 
Varinas naturel 
No. I. A2 Sgr. das 5 
Varinas naturel Pfund & 
No. 2. à 10 Sgr. — 
angefertigt, welche wir allen Kennern 285 
% und Liebhabern einer leicht ſchmecken⸗ 8 
785 den und vortrefflich riechenden Pfeife 85 
Taback beſonders empfeblen können. 
5 Wir haben hiervon für Poſen den & 
3 Herren & 


= Gebrüder Friedländer, 


285 Markt unterm RNathhauſe No. 4. 
8 und Breslauerſtraße No. 30. 


& die Haupt⸗Niederlage ertheilt, und find 
Ss diefelben in den Staud geſetzt, Wieder⸗ 78. 
8 verkäufern einen angemeſſenen Rabatt 885 


len in richtigem Verhältniß und in 


ER 


zu bewilligen. 
Berlin, im Juli 1848. 
Carl Heinrich ulriei & Comp., 
Tabacksf abrikanten. 


® 


Gartenſtraße No. 285. find in meinem Haufe eine 
Mohnung im erſten Stock von 5 Stuben, einem 
Entree, Kuͤche und Keller für 180 Rthlr., und im 
zweiten Stock eine Wohnung von 3 Stuben, einem 
Entree, Küche und Keller für 100 Nihlr., vom Iſten 


Oktober c. ab zu vermiethen. 
Poſen, den 2. Juli 1848. Wendland. 


Zwei Stuben, freundlich, mit Gartenpromenade, 


find zu vermicthen und bald zu beziehen. 
Hildebrand. 


. ̃ ͤ— — 
Sapicha- Mag Nro. 3. find größere und kleinere 
Wohnungen zu vermiethen. 


Es find Wilhelms-Platz No. 1, fofort folgende 
Wohnungen zu vermiethen: 
ke dem Wilhems-Platze 3 Treppen 
0 * 
2 möblirte Wohnungen, jede Stube und Cabinet. 
1 9 von 2 Stuben, 1 Cabinet, Küche, 
eller. 
2) in der Dachetage nach der Wilhelms⸗ 
Straße 2 Treppen hoch: 
1 Wohnung von 3 Stuben, 1 Cabinet, 1 Küche 
Keller, Boden, ꝛc. 


n 

In meinem neuerbauten Hauſe auf der Waſſer⸗ 
ſtraße sub No. 8. — 9. iſt noch ein Laden nebſt 
Wohnung zu vermiethen. 

Größere und kleine Wohnungen im Hauſe No. 6. 
auf dem Kanonenplatze, ſo wie No. 3. der Mühl⸗ 
ſtraße ſind, theils ſofort beziehbar, zu vermiethen. 

A. E. Schlarbaum. 
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Markt No. 41. iſt die erſte Etage, in der ſich jetzt 
die Reſzkeſche Putzhandlung befindet, von Mi⸗ 
chaeli d. J. ab zu vermiethen. Näheres beim Eigene 
thümer Apotheker Wagner. 


Neue Bremer Matjes⸗Heringe empfiehlt Rofen- 
ſtein im Luiſen⸗Gebäude Waſſer⸗ und Kloſterſira⸗ 
ßen⸗Ecke im Keller. Stück 14 Sgr. 


Große trockene 
117, 1% und 1“ flarte gute geſunde kiehnene 
Bretter verkauft billig G. Silberſtein, 
Hinter⸗Walliſchei No. 5. 


r 4 MENT En FETFTETSIPT EN Ben 
Das Dominium Mikoslaw offerirt 21 Stück 
Maſtochſen zum Verkauf. 


ws 


ten!! — 


Die Andersſchen Erben warnen vor dem An⸗ 
kauf des von der Beate Schmidt an den Kürſch⸗ 
nermeiſter Plachta cedirten Legats von 300 Rihlr., 
da wir an ſelbiges eine Gegenforderung von 200 
Rihlr. geltend machen. W. Anders. 


Ein Billard⸗Ball, 
weiß No. 2., iſt mir geſtern abhanden gekommen. 
Wer mir zur Wiedererlangung verhilft, erhält einen 
Thaler Belohnung. Hildebrand. 


2 Thaler Belohnung. 

Sonntag den 9. Juli iſt ein grüner Geldbeutel, 
enthaltend Silbergeld und 2 Schlüſſel, verloren ge⸗ 
gangen. Finder erhält in der Expedition d. Ztg. 
obige Belohnung. 


Unter der vielſagenden Aufſchrift: „Ein Wort zur 
rechten Zeit“, mit der nichtsſagenden Unterſchrift: 
„Mehrere chriſtliche Bürgerwehrmänner“, enthält 
die vorgeſtrige Zeitung Invectiven gegen einen Theil 
der hiefigen deutſchen Bevölkerung jüdiſchen Glau⸗ 
bens. Es ließ ſich füglich nicht annehmen, daß aus 
den rauchenden Trümmern des alten Gebäudes, 
nicht hin und wieder eine ohnmächtige Flamme zum 
Zerſtören des kaum begonnenen Neubaues emporſtre⸗ 
ben würde! Und dieſe Erſcheinung, bekannt unter 
dem fluchbeladenen Namen „Reaktion“, ſie hat in 
der That hier und dort in mannichfacher Geflaltung 
aufgetaucht, aber vor dem Hauche des allmächtigen 
Zeitgeiſtes verſchwinden müſſen! Der Judenhaß — 
das umbeflrittene Eigenthum der lieben alten Zeit — 
auch er firebt unabläſſig nach Wiedererlangung ſei⸗ 
ner alten eingebüßten Berechtigung; möge auch er 
Niemand beun ruhigen! Er ift und bleibt nur noch 
das unveräußerliche Erbtheil einer nur winzigen Ans 
zahl Boshafter und Dummköpfe, die, wie ſo 
eben, auch künftig noch oft aus ſicherem Verſleck 
in feiger Niedertträchtigkeit, ihrer ohnmächti⸗ 
gen Wuth in Schmähungen Luft machen werden. — 
Aber iſt nichts auf Erden ſo ſchlecht, das nicht bei 
zweckmäßiger Anwendung heilbringend werden könnte, 
fo auch die oben bezeichneten Veſtrebungen und Ans 
griffe, die ſicher zum Frommen der Angegriffenen 
ausſchlagen würden, wenn fie die ihnen von ihren 
giftigen Widerſachern vorgeworfenen, häufig doch 
wohl begründeten Mängel und üblen Gewohnheiten, 
ſich frei ein geſtehen und beſeistorn ni 


a en 
Das in der geſtrigen Zeitung unter der Auf⸗ 
ſchriſt „ein Wort zur rechten Zeit“ von „vie⸗ 
len chriſtlichen Bürgerwehrmännekn“ ausge: 
gangene Inſerat bedarf unſerer Seits keiner 
Widerlegung, weil der darin dargelegte Sinn 
nicht uns, ſondern den „vielen ch riſtli⸗ 
chen Bürgerwehrmännern“ zur Schande 
gereicht. 
Poſen, den 10. Juli 1848. 
Bürgerwehrmänner iſraeliti⸗ 
ſchen Glaubens. 


Bitte an die künftige Volksverſammlung. 
Dieſe möge darauf antragen, daß der Einſender 
des niederträchtigen Artikels, unterzeichnet: 
Mehrere chriſtliche Vürgerwehrmänner! 
den Kommerzienrath⸗Titel erhalte, damit der 

Apfel nicht weit vom Stamme bliebe. 
Ein chriſtlicher Bürgerwehrmann. 


An dem in No. 157. der Poſener Zei⸗ 
tung befindlichen Inſerat, „ein Wort 
zur rechten Zeit“, unterzeichnet „viele 
chriſtliche Bürgerwehrmänner“ bin i 
in keinerlei Beziehung betheiligt, un 
kann daſſelbe nur vollſtän dig mißbilli⸗ 

Herrmann Bielefeld, 


gen. 


| Getreide-Marktpreiſe von Poſen, 
1 


eigen d. Schſl. zu 16 Mg. 1 10— 1 18,11 
Gerste 157 — 20— 
afer- TE — 1719 — 201 — 
Buchweizen — 20.— — 22 3 
. — 245 — 26 8 
Kartoffenn. — 117 143 
Heu, der Cr. zu 110 Pfd. — 20 — 24 — 
Stroh, Schock zu 1200 Pf. 121 — 4 15 — 
Butter das Faß zu 8 Pfd. 1 15— 1120 — 


